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DIE STAD'J' MUSS DEM BÜRGER GEHÖREN. 

Er ha t ihr Leben, ihr Gesicht 9 ihre Entwicklung 

zu bestimmen, in seiner Veranhvortung vor Gott, 

seinen Mitmenschen und sich selbst. 

Die Regierung, die er wählt 9 muss in seinem Sinne 

handeln. Die V7erwaltung 9 die er beauftragt, 

hat ihm zu dienen. 

Die politischen und staatlichen Institutionen 

dürfen nicht Selbstzweck oder Machtmittel werden. 
Sie müssen eine Funktion des freien Bürgerwillens 

sein und seine Initiative fördern. 
Wir wollen den Staat ni6ht als Götzen 9 der 

kraft Amtsgewnlt auch das Glück des freien Bürgers 

durch Verordnungen zu regeln sucht, sondern als 

funktionierenden Apparat im Dienst des Bürgers. 

DENN DIE STADT MUSS DEM BÜRGER GEHÖREN. 
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Dies ist das Bekenntnis der CDU zum Ideal 

der rechtsstaatlichen demokratischen Ordnung 

in der Freien und Hansestadt Hamburg. 
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AUFGA:BE UND ZIEL 

Der stetig wachsende Woh lstand, den die e rfolgreiche 

Politik der Bundesregierung für alle Teile des Volke s 

e rmöglicht hat, i st besond e rs auch Hamburg und seinen 

strebsamen Bürgern zugute gekommen. Dab e i dürfen sie 

j e doch nicht selbstzufrieden b eharren und die Aug en vor 

dem v e rschlies sen 1 was noch zu tun bleibt und was n a ch 

dem Wi ederaufbau an .neuen und schweren Aufgaben auf uns 

zukommt. 

Nur wenn a lle Bürge r mitwirken, kann Hamburg, das 

durch seine weiten Verbindungen b esonders empfind lich 

für alles we ltpolitische und wirtschaftliche Geschehen 

ist, seinen Rang in Europa und der Welt behaupten. 

Di e Mi llionenstadt Hamburg muss deshalb von Männern 

und Frauen r egiert werden, die über die Landesgrenzen. 

hinausschauen. 

Hamburg darf das grosse nationale Ziel der Wi eder­

h erstellung de r deutschen Einheit niemals a us den 

Augen v e rlieren. 

Hamburg muss eine ihm zukommende Stellung in der 

Bundesrepublik anstreben und auf e in gutes Ve rhä ltnis 

zur Bundesregierung bedacht sein. 

Ha mburg muss mit seinen Nachbarlände rn Schleswig­

Holstein1 Niedersachsen und Bremen eng zusarnmen­

arbei ten1 um e ine Ordnung im Wirtschaftsraum des 

Untere lbegeb i etes zu erreichen. 

Hamburgs Bürge r verlangen von ihre r Regierung, dass 

sie notvvendige Entscheidungen schnell und klar tri f ft. 

Sie e rwarten vom Staat 9 dass er die zukünftige Ent­

wicklung der Sta dt vorausschauend l enkt . 

Hamburgs Bürger fordern eine grosszüg ige Lösung 

der Verkehrsprobleme und eine weitschauende, 

e l a stische Wohnungspolitik. _ 
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Die sozialen Einrichtungen für Kranke, Alte und für die Jugend 

müssen undogmatisch und ohne Vorherrschaftsansprüche des Staates 

ebenso wie die Stätten der Bildung und der Kultur, des Sportes 

und der Erholung im Sinne der freien Bürgerrechte gefördert 

werden. 

Hamburgs Bürger wollen eine Verwaltung, die ihre Anliegen ohne 

Vorurteile und unbürokratisch, unparteiisch und klar entschei­

det. 

Hamburgs Verwaltung braucht Beamte mit Zivilcourage ohne Rück • 

sicht auf Parteibuch oder Doktrinen. 

Hamburgs Bürger erwarten von ihrer Regierung eine harmonische 

Zusammenarbeit mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften. 

Die CDU legt den Hamburger Bürgern 
hiermit ein Arbeitsprogramm vor, 

das die wichtigsten konstruktiven 

Vorschläge auf allen Gebieten der 

Landespolitik zusammenfasst. Sie wird 

dieses Programm auf der Grundlage ih­

res eingangs zitierten Bekenntnisses 

ständig vertreten und weiter ent­

wickeln in dem Bestreben, dem Wohl 

der Bürger und ihrer Stadt zu dienen. 
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HAMBURG UND BONN 

Hamburg ha t im Rahmen der weltpolitischen Entwicklung ernste 

Probleme zu meistern. Sein natürliche s Hinterland - Mitt el­

und Ostdeutschland - ist durch die brutale Gewalt de s Eiser­

nen Vorhangs abgeschnitten. Die mannigfachen Beziehungen zu 

Ost- und Südeuropa sind nahezu abgerissen. 

Hamburg ist heute ein Grenzpfeiler des freien Deutschland 

und der westlichen Welt. Hafen und Handel we rden durch di ese 

Situation zum Teil hart getroffen. Umso notwendiger ist eine 

kluge 9 weitschauende Politik de s Senats, um mit diesen Pro­

blemen f ertig zu werden. 

Dazu bedarf es in erster Linie einer engen 9 sachlichen und 

verständnisvollen Zusammenarbeit mit dem Bund und seiner Kon­

zeption einer Europapolitik, die allen Anfeindungen und 

Skeptikern zum Trotz triumphale Früchte zu tragen beginnt. 

Wenn Hamburg und seine Bevölkerung diese Politik der BundeA·„ 

regierung unterstützen, können sie auch jene wirtschaftlichen 

und verkehrspolitischen Massnahmen erwarten, die für die 

Existenz unserer Welthafenstadt von ausschlaggebender Be­

deutung sind • 

Der von der CDU geführte Senat brachte Hamburg in sach­

licher Zusammenarbeit mit der Bundesregierung die Erfüllung 

nahezu aller seiner Forderungen. Heute fehlt e s an dieser 

Zusammenarbeit. Eine parteipolitisch bestimmte Zweckoppo­

sition gegen den Bund mit dem Versuch vurfassungswidri~~~ 

Volksabstimmungen und ewißen Kritiken und Protesten statt 

sachlicher Verhandlungen hat unserer St adt nur geschadet. 

Hamburgs Senat ist nicht der Vorkämpfer einer Partei gegen­

über dem Bund, sondern die Landesregierung aller Bürger. 
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HAMBURG UND SEINE NACHBARLÄNDER 

Hamburg ist auf da s engste mit der Entwicklung seiner Na ch­

barländer v erbunden. Das erfordert e ine vertrauensvolle und 

zielbewusste Zus ammena rbeit. Für die Entwicklung HDmbur g s 

und sein er schleswig-holst e inischen sowie niedersächsischen 

Randgebiete sind mit den Na chbarländern Pläne gemeinsam auf­
zust ell en und zu v erwirklichen. 

Hamburg da rf innerha lb s e iner Staatsgrenzen nicht r estlos 

zugebaut werden. Sta ttdessen müss en um Hamburg herum l ebens­
f ähige Trabant enstädte entst ehen, die durch Schnellstrass en 

und Schnellbahnen mit Hamburg verbunden werden. Damit wä re 

auch der wirtschaftlichen Entwicklung de s Unt erelbegebi e t e s 

am besten g edient. 

Aber auch hi er haben parteipolitische Int eress en und 

e i gensüchtige Planungen di e natürlichen Schwierigkeiten 

erhöht und die Landes grenzen zu e inem Prestigefaktor ge ­

macht, für den die Bevölkerung kein Verständnis ha t, zuma l 

sie unt er den Folg en l e idet. 
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Die Verkehrssituation in der tli l l i onenstad t Hn~burg i st mehr 

a l s unbefr i edigend. In klar er Vorausschau dG r rapiden Verkehrs ­
entwicklung, vor allem des mo t or i sierten Verkohrs 9 ha tt e de r 

von der C:OU geführt e Sena t schon früh ~; ei tig eine Denkschrift 

a l s Er gebni s i ntensiver Untersuchun&en v er öffentlicht, in der 

di e kommenden Entwicklunss E.m voraus gesehen un d bc~schleunigte 

Maßnahmen ßefordert wurden. Mit e inze ln en Maßnahmen auf der 

Grund l ace dies e r Denkschrift i st es nicht getan. Si e muß a ls 

Ganzes planmtiß i g verwirklicht werden. 

Di e Hamburger CDU v erlang t desha lb nachdrücklich: 

Schlu ß mit dem Stückwer k, 
Entwicklung eine s klaren, für die n ä chsten J ahrzehnte aus ­

re ichenden Verkehrsnetzes. 

I m e inz elnen fordert die CDU für den Stadtverkehr: 

1 . Lenkung aller Verkehrsfragen durch e ine Stelle. 

2. St adtautobahnen und kre uzungsfreie Hauptstraßen, ,.., . .oesei--

tigung schienengleicher Übergänge. 

3. FuDgänge rtunn e l s und „ • • l:Jrücken. 

4. Ausbau von Radfahrwegen. 

5. Ausreichende :'.:'EtrkpL.:.tz e, Ausbau von Garag en und J?a rk--· 

pl~tzen unter der Binnenalster zur Entla s tung de r I nnen­

s t ad t vom sogenannten "ruhenden Verkehx.11
• 

6. Beseitigung der verkehrsbehindernden Engp tlsse. 

7. Weniger aber bessere Beschi l deruns . 

8 . Ho rausnahme der Straßenbahnen aus dem Stad t k ern. 

9. Weiterar Ausbau der U-Bahn. 
10. n in e zwe it e :Sl buntertunn elung ( auch für cl. i e U--·Bahn ) . 

11 . Eine bcrnondr.; re Verkehrsplanun c-~ für Harburg und das 

Sü dere l be gebi e t . 

12. Elektrif i z i erung und Ausbau de r S- 3ahn, beson~ers nach 

Harburg , Reinbek, El mshorn und Ahrensburg . 

13. ~rweit orung de r Alsterdampfer lini en in den Eilbekkana l 

und üb e r die Saarlandstraße hinaus. 
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WOHNUNGSBAU 

Im Interesse der wohnungssuchenden Bürger 9 besonders der Dring­

lichkei tsfä.lle ( 81-Punkte --Anwärter), müssen praktisch wirksame 

Maßnahmen eingeleitet werden, um den in den letzten Jahren ent­

standenen Rückgang der Wohnungsbauleistung aufzuhalten und die 

Zahl der Dringlichkeitsfälle nicht weiter anwachsen zu lassen. 

Dazu ist eine Abkehr von den Methoden einer rücksichtslosen 

Forcierung der Baubeginne zugunsten der rein theoretischen Sta-· 

tistik nötig. Vielmehr muß die Planung des Wohnungsbaues der 

Baukapazität angepaßt werden, um sie nicht zu verstopfen und 

die Kräfte zu zersplittern; 

Die CDU tritt für familiengerechte Wohnungen ein und fordert 

mehr Eigentumswohnungen und Eigenheime für Arbeiter und Ange­

stellte. 

Die CDU fordert zur Erhöhung der Wohnungsbauleistung: 

1 . Die Wohnungsbauleistung ist zumindest wieder auf den in 

den Jahren 1953 bis 1957 erreichten Stand von durchschnitt­

lich 24 000 Wohnungen jährlich zu bringen. 

2. Laufende Überwachung des Baumarktes und Steuerung der Fi­

nanzierung, um die Baukonjunktur nicht zu überhitzen. 

3. Maßnahmen, die die Tiefbauleistung, vor allem im Sielbau 

erhöhen. 

4. Zur Steigerung des Hoch- und Tiefbaues müssen auswärtige 

Baufacharbeiter und Sielbaufirmen herangezogen werden. 

5. Die Instandsetzung und Modernisierung der Altbauten ist 

zu gewährleisten. 



BAULAND 

Der Bürger muß erwarten, da ß die Grundstücks politik des 

Staates seinen Interessen dient. Deshalb wendet sieb die 

CDU energisch ge gen die offensichtliche Bevorzugung der 

überwiegend soziali s tisch or i ent i ert en geme innüt z i gen 

Wohnu11gsl::iauunternebmen. Sie bestimmten l:Jisher die Grund­
stückspreise, da sie im Gegensatz zu privaten Bauträge rn 

nicht dem Grundstüc kspreisstop unterlagen . 

Die CDU tritt dafür ein, daß alle Bürger - nicht nur 

diese Großunternehmen - über die J? l anung und Aufschlie­

Bung von Baugelände unt errichte t werden. :Cs i st untrag­
bar, daß private Bauwillig e , wie etwa zur Ze it 60 000 

Baus parer, nicht an geeignetes Bauge l ände h erankommen. 

Der Bürger muß fordern, daß die St ad t ihr Vorkaufsrecht 

nur dort ausübt, wo für sie ein unmittelbares Int eresse 

an dem Grundstück besteht, oder sie dieses geteilt oder 

ganz dem Bürger zur Bebauung wieder zur Verfügung st ellt. 

Bei a llen Grundstücksfragen muß sie auch darauf bedach t 

sein, dem Bürger zu einem Grundstück zu verhelfen. Dies 

gilt besonders, wenn der Bürger als Planung s goschäd i gter 

e inen bBrechtigt en Anspruch auf ein Ersatzgrunds t ück hat. 

Die CDU fordert daherg 

1 • Gleichmäßige Behandlung aller Bürger in Grundstücks­

fragen. Keine Scblechterste llung der privaten Bauwilli­

gen gegenüber gro ßen Wohnungsbauunternehmen seitens der 

Baubehörde. 

2. Aufbauwillige 9 ges chädigte Grundeigentümer müssen 

Grund und Boden von der Stadt erhalten. 

3. Marktgerechte Preise bei Enteignung von Grundstücken. 

4. Ersatzangebot in Grundstücken~ wenn die St ad t Bauland 
aus privater Hand beansprucht. 

5. Abgabe von bebautem Grundbesitz aus städtischer Hand; 
gegebenenfalls Austausch solch en Besitzes an Stelle von 
Ersatzstellung. 

6. Aufgliede rung und Parzellierung von größeren Flächen des 

Staatsbesitzes 2um Erwerb durch pr ivat e Bauwillige; nach 

Möglichkeit i st dies örtlich bekanntzugeben. Zwingende 
städtebauliche Auflagen können v ertraglich gesichert werden. 



7. Offenlegung des zukünftigen Straßenbau-- und Sielbaupro~ 

gr a.Emws 9 um ehe Planung der privaten Bauwill i gen zu er-~ 

l eichtern und um eine nachtei lige Aufsplitterung des Bau­

geschehens zu vermeiden. 
8. Berücksichtigung des gewerblichen Mi ttelstandes bei Auf-· 

bau von neuen Stadtvierte l n. 

9. Normale Wohnungen 9 Eigenheime und Kontorhäuser in staat­

lichem Besitz ode r von st lidtischen Baugesellschaften sind 

an Private zu veräußern oder ge u; en Bauland umzutauschen. 

Der Staat soll nur Hausbes i tze r von Gebäue en sein, die er 

für di e eigene Verwal tung und zur Erfüllung· sozialer Auf··· 

ga1Jen benötigt. Für uns er Stadtbi l d und die Gesundbe i t der 

Bevölkerung fordert di e CDU ei ne stärkere Berücks i ch t i­

gung des Naturschutzes und die An l age und Erhaltung von 

stadtnahen Grünfltichen. 

Vi e l e Kleingärtner haben sich in der Zeit größter Wohnungsnot 
unter Entbehrungen und mit erhebl i chen f i nanzie llen Opfern 

se l bst geholfen und damit den Staat wesent l ich ent l astet. Si e 

dürfen deshalb erwarten, daß dieser Staa t i hnen heute mit beson­

derer Rücksichtnahme begegnet und sie vo r unbi l 1igen Härten 

bewahrt. 

Di e CDU ford ert für die Kl e i ngärtnerg 

1 . Hände weg vom Kl e i ngartenland, so l ange anderes Baul and zur 

Verfügung steht. 

2. Angemessene Entschädigung der Kleingär t ner 9 wenn mög l ich 

durch neues Land. 

3. Ausreichende Flächen für Dauerkle i ngärtner. 

4. Räumung von Unterkünften der Kl eingä rtner nur dann, wenn 

den Bewohnern sofort eine entsprechende Wohnung gege ben we r­

den kann. 
5. Ausreichende Entschädigung für abzure i ßende Unt erkünfte. 

6. Umwandlung von bewohntem Kleingartengelände in Kl1:;insiecl­

lungs ,~~ elJieten vrn i mme r mö glich. 
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Die Wirtschaft muß frej_ blei1.rn11 von dirigistischer Einfluß­

nahme, Die Frivatinitiative a ls der entscheidende Im9uls ei­

ner sozialen Marktwirtschoft darf nicht eingeengt werden. 

Auch die Landwirtschaft muß mehr und mehr an die Ylarktwirt­

scbaft herangeführt werden, 

Bei der Randlage Hamburgs muß der Senat alles tun, um die 

Indus trialisi erung in wohlverstandener Zusammena rb eit mi t 

den Nachbarländern und den Nachbargemeinden weiter zu för­

d0rn. In diesem Zusammenhang muß w0iterhin für eine Verbesse-

• rung der Standortlage Hamburgs Sorc;e ge tragen werden, Dies 

gilt besonders für die Verkehrstarife und den Ausbau der 

Binnenverkehrsmittel, vor allem cles Nord-Süd-Kanals und der 

Elektrifizierung der Bundc;sbahn, 

Schiffahrt und We rftcni die in hartem internationa lem We tt­
bewerb st ehen, bedürfen besonderer Fürsorge . Venn hi arftir 

auch in erster Linie die Bundesregierung einzutreten bat, so 

muß auch Hamburg selbst dazu beitragen, beispielsweise durch 

spezielle Finanzhilfen, wie Kredite·unc1 Bürgschaften. 

Die CDU fordert daher von de r Wirtschaftspolitik dea Hambur­

ger Senatsg 

1. Konsequente Durcbführung der sozialen Marktwirtochaft des 

Bund 0s. 

2. Ungesunder Konzentration in fcr ~irts chaf t is ·t zu begegnen. 

3. Förderung des Mitt elstandes auf allen Gebieten. 

4. St ä rkun g des hamburgiscben Außenhandels, damit er seiner 

Aufgabe als sclb s t ~ndigor Mittler gerecht werQon kann . 

5. Enge wirtschaftliche Beziehungen mit den Nachbarländern 

und Nachbargemeinden. Die weitere Industrialisierung des 

Hamburger Wirtschaftsraumes muß unter Verst :3 .. ndigung mit 

den Nachbargemeinden gefördert werden. 

6. V!e i tgehende Unt e r stützung der Werften in ihrem internatio-­

nalen Kokurrenzkampf und damit auch Erhaltung de r Arbeits­

plätze der Werftarbeiter, 

7. Finanzi elle Erleichterun ßen für die See- und Binn 0nschiff­
fabrt. 



VIII 

DER \i\TE LTEAFEN HAlVIBUHG 

Der Hafen ist entscheidend für die Weltgeltung unsere r St a d t . 

Die CDU wird vordring lich jede Maßnahme unt e rstütz en 9 die 

seine We ttbewerbsfähigkeit e rhöht 9 beson ders seine Schne llig­

keit in der Abfertigung . 

Für Hamburgs Haf en fordert die CDU g 

1. Vereinigung aller Zuständigk e it en für den Hafenunterei-

nem Ha fens enator . 

2. Raumsicherung für de n Ha fen . 

3. Vertiefung des Elbfahrwassers. 

4. St ~ndig€ Anpassung de r Hafenanlagen an den wachsenden Ver­

kehr und sein e erhöhten t echnischen Anforderungen. 

5. Sicherung von Arb e itskräften für den Ha fen. 

6. Nachdrückliche Bemühung en be i der Bundesreg ierung, damit 
J • ai ese 

a) den Hamburge r Ha fen gecenüber dem immer bedrohliche r 

~erdenden Ausbau der Wettbewerbshäfen durch geeignete 

Maßnahmen fördert und 

b) die Verkehrsve rbindungen d e s Hamburße r Hafens zu Wasser 

und Land (Nord-Süd-Kanal und Elektrifizierung der J3un ·­

desbahn) beschleunigt ausbaut. 



IX 

FB L'l'F l 1UG HAFTm 

Der We lthafon Hamburg braucht auch einen Weltflughafen Ham­

burg. Die technische Entwicklung des liuf:tverkebrs erfordert 

aus Gründen der IJärrnbeli:~stigungj der Sicherheit stark bewohn­
t e r Stadtteile und im Int eresse e ines möglichst großen Ver-· 

k ehrsaufkommens eine n eue Lösung der Flughaf enfrage für Ham­

burg. 

Die CDU befürwortete den Ausbau des Flughafens Fublsbüttel, 

um den Anschluß an den Düsenluftverkehr nicht zu verlieren. 

Die CDU stellt aber fest, daß der Flughafen Fublsbütte l auf 

die Dauer nicht allen Anford erungen gerecht werden kann~ 

Wenn e in Flughafen bei Hamburg die Bedeu tung e ines We ltflug­

hafens erhalten soll, so muß er in einem Gebj_et gep l ant wer·· 

den, das für e inen Weltflußhafen gee i gn e t i st und über den 

eigentlichen Einzugsbereich Hamburgs hinaus mößlichst da s 

Luftverkehrsaufkommen des ganzen norddeut s chen Raume s auf 

sich zieht. 

Di e CDU fordert de shalb: 

Eingehende Untersuchunßen über den Ausbau e in es Zentral­

flughafens -Nord gegebenenfalls a uf dem früheren Militär-· 

flußpl a tz Heidenau. Das Projekt Kalt enkirchen würde zwar 
die Bevölkerung des h eutigen Flugplatzbereiches Fuhlsbtitt e l 

von dem Lj,rm dem Düs envorlrnhrs befreien und ibr eine größe r e 

I1uftsich erhei t ·geben~ wäre aber nicht in der Lage 9 das V(; r·-­

kehrs aufkon~en des ganzen norddeutschen Raumes, Hamburgs, 

Sch l e swig-Ho lst e ins 9 Niedersachsens und Br emens auf sich 

zu zi eh en. 
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Jus 1rrz 

Die Unabhängigkeit der Justiz und der Richter, die Unabh iingig­

kei t der 1'Dri tten Gewalt 11 neben der Legislative und Exekutive 9 

i st die unantastbare Grundlage des Rechtsstaates. 

Dies e s Grundprinzip ist von jedermann, dem Bürger, seiner Re­

gierung wie von den Parteien zu respektieren. 

Die CDU wird sich gegen jeden Versuch wenden 9 die Unabhängig­
keit des Richters anzutasten. Ebenso wird sie sich jedem Ver­

such entgegenstellen, in die gerichtl ich e Eigenverwa ltung ein­

zugreifen. 

Die Rechte des Bürgers gegenüber der Gewalt der Staats­

organe müssen durch eine politisch unabhän g ie;e Justiz 

gesichert werden. Übergriffe sind ohne jede Rücksicht~· 

nahme zu v erfolßen. 

Die Freiheit der Justiz garantiert die Freiheit des 

Bürgc.:; rs! 



XI 

SICHERHEIT UND POLIZ:t:; I 

Sicherheit der Bevölke rung und Lenkung des Verkehrs in einer 

Million6nstadt erfordern nicht nur f ähig e , unbürokrati s che 

Polizeibeamte, sond e rn auch eine moderne Ausbildung und Aus ­

rüstung. Da.zu gehör en kl c. r e Vorsc.hrift en und Zust i:i,ndigkei t en ~ 

di e auch für den Bürge r v erständlich sind. 

Die Regelung des Straßenverkehrs und aller dazu gehörenden 

Einrichtungen muß unt er den bet e ilig ten Behörden wirksam 

koordiniert und der Führung der Polizei übertragen werden. 

Di e CDU fordert dah e r~ 

1. Modernisierung der Polizeiausrüstunc . 

2 . Allgemein v erst ändliche Polizeivorschriften . 

3. Koordinierung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet de s 

Straßenverkehrs unter Le itung der Polizei. 

4. Bessere Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerunc; vor straf­

baren Handlungen wie Sittlichkeitsverbrechen usw. Dazu 

gehört . ein verst ärkter Einsatz von Polizeibeamt en im 

Fußstreifendienst. 



XII 

V li.T:"füALTUNG 

Die CDU tritt für eine volksnahe und sparsame Verwaltung e in, 

Das Anwachsen der Verwaltung und damit ihrer Koston und Lasten 

macht es uns zur Pflicbt 1 das gesamte Verwaltunßssystem zu 

vereinfachen 9 wenn die Leistungsfähigkeit der Verwa ltung und 

die Finanzkraft des Staate s nicht beeintrtichtigt werden sollen. 

Die Last der zwangsl äufi~en Kosten ist eine Gofahr in Zeiten 

geringeren Steueraufkommens. 

Die CDU fordert daher e ine grundlegende Verwaltungsreform. 

Mi t einzelnen Korrekturen ist es nicht mehr getan. 

Am besten wird diese :Reform durch eine Unabhäng ige Kommission 

vorbereitet. 

Der CDU erscheinen folgende Aufgaben vordringlich ~ 

1. Vereinfachung de s Instanzenweges. 

2. Verlagerung von Verantwortun~ aus dem Rathaus in die 

Bezirke. 

3. Üb e r prüfung der Gesetze und Verordnungen auf ihre Not­
wendigkeit. 



XIII 

BEZIRKSVERWALTUNG 

Die CDU ist für den Ausbau der Bezirksverwaltung. Dabei darf 

die Einheit des Stadtsta~tes Hamburg nicht gefährdet werden. 

Der Ausbau der Bezirksverwaltung muss organisch erfolgen, 

dem Eigenleben in den gewachsenen Stadtbezirken muss Rech­

nung getragen werde:n. Die Bezirke müssen weitere Beschluss­

rechte und finanzielle Mittel für bezirkseigene Aufgaben er­

halten. 

Mit diesen Massnahmen will die CDU einen besseren Kontakt des 

Bürgers mit seiner örtlichen Verwaltung h~rstellen. 

Sie erwartet davon schne llere und sachgerechtere Entschei­

dungen. Ausserdem werden dadurch · die Anteilnahme der Bürger 

an der Arbeit in den Bezirks- und Ortsausschüssen gestärkt 9 

die Verwaltung vereinfacht und Kosten gespart. 

Die CDU fordert daher~ 

l~ Erweiterung der bezirkseigenen Aufgaben. Klare Trennung 

der Aufgaben der zentralen Fac~behörde von den Aufgaben 

der Bezirksverwaltung. 

2„ Entscheidungsbefugnisse für die Bezirke. 

3. Finanzielle Mittel für bezirkseigene Aufgaben. 

4. Vorsitzender des Bezirksausschusses muss ein gewählter 

Bezirksverordneter sein. Entsprechendes gilt für die 

Ortsausschüsse. 

5. Mitspracherecht der Bezirksausschüsse in Personalfragen. 

6. Stärkung der Befugni sse des Landesausschusses beim Amt 

für Bezirksverwaltung. 



XIV 

KUL1'UR 

Kulturarbeit ist ke in Luxus und mehr a l s Fr eizeitges t a ltunß . 

Si e ist Aufg~be und No t wendigkeit . Da s Kulturleben e iner 

St ad t i st der Gradmesser ihrer Leb enskraft. 

Di e Förderung von Lit er a tur, Mus i k, bildender Kunst und dra­

matischem Th eat er i s t im Zeitalt er der Techn ik wichtiger als 

je zuvor. Di e Kultureinrichtungen müssen jede m Bürge r offen­

stehen. 

Die CDU ford ert g 

1. Kulturzentren in den Bezirken unter Leitung priva t er Trä­

·gergemeinschaft en . Staatlich geführte Kul turhäuser lehnt 

die CDU ab. 

2. Stiftung eines zweijährigen Dramatike r pr e i ses für das 
beste zei tkriti sche Th eaterstück. 

3 . Bore i tste llung von zwei j ährigen Stipendi en für fünf 1:rn -„ 

gabte bildende Küns tler, für eb ensoviele junge Schrift- . 

steller 9 be gab t e juns e lEu.siker und jun e: e Schaus pielschü l er . 

4 . Förderung des Baues von Ateli ers für bi l dende Künstl er. 

5. Übe r prüfung der Verträge de r staa tlich subvent i onierten 

Th eate r mit der Hamburger Volksbühne zugunsten tats tichli ch 

bedürftigsr Kreise. 



SCHULE 

Alle schulpolitischen Bestrebungen der CDU gelt en dem Be­

mühen, die Bildungsstätten uns erer Zeit angesichts der stür­

mischen Entwicklung in die Lage zu versetzen 9 Tradition und 

Fertschritt in ihrer täglichen Arbeit mit den jungen Menschen 

zu vereinen. 

Die CDU tritt nach wie vor für das Elt ernrecht ein; ins­

besondere wird sie i mmer dafür sorgen, daß das Auswah l ­

r e cht ' des Bildungsweges für die Elt e rn gewähr l eistet 

b l eibt. 

Sie wird etwa auftretende einengende dirigistische Tendenzen 

bekämpfen und dafür sorgen 9 daß an der deutschen Schule jun-· 

ge Menschen erzogen werden 9 in denen d ie Tradition der euro­

päischen Bildung l ebendi g ist. Die jungen Menschen sollen 

sich aber zugleich mit Erfolg in dem sieb immer noch stei­

gernden Tempo der technischen Entwicklung behaupten können. 

Die Schulen uns e rer Stadt dürfen k e in Experimentierfeld 

sein, sie müssen in Rube und geordnet arbeiten kömHm. 

Lehrerbildung und die Stellun g des Lehrers in der Öffent­

lichkeit 9 di e unter dem von der CDU geführten Senat entschei­

dende Fortschritte erfahren haben 9 mü ssen we iterh in gefördert 

werden. 

Der Schulbau~ für den s-ich die CDU stets mit Erfolg einsetzte 9 

muss auch weiterhin mit allen Kräft en vorangetrieben werden. 

Aus der Erkenntnis, daß uns e r Volk nur durch die Heran­

bildung einer l ebenstücht i gen und a uch geist i g genügend vor­

bereitet en Jugend in die Lage v e rsetzt wird 9 sich in einer 

von Grund auf veränderten Umwelt mit al l en ihren Gefahren zu 

behaupten 9 stellt die CDU folgende Forderungen auf: 



• 

1. Hebung des Ansehens und der Bedeutung der Oberstufe der 

Volksschule, 

a) vor allem Beseitigung dos Schichtuntarrichts 9 

b) Straffung des Untcrrichtsstoffes 9 

c) v e rmehrter Bau von Fach- und Werkräumen. 

2. Planmäßige Durchführung des Religionsunterrichts in 

allen Klass en der Hamburger Schulen. Dafür sind alle 

für den Religionsunt ~ rricht au s gebildeten Lehrkrä ft e 

einzusetzen. 

3. Ve rtiefung und Erweiterung de s staa tsbürgerlich en und 

gemeinschaftskundlichen Unt e rri ch tsfaches in a llen a ll­

g eme inbildenden Schulen und Berufsschulen unt e r b e son­

d e rer Berücksichtigung ordnungs- und gesellschaftspo--· 

litischur Frobl ome. 

4. Vordringlicher Ausbau von Ingeni eur- und Fachschulen. 

5. Anstellung einer ausreichenden Anzah l von Lehrkräft en 

für all e Schulart un 9 vor a ll em auch für die b e rufsbil­

denden Schulen; 

a ) zur Siche rung a lle r gese tzlich vorfe schrieben en Schul­

stunden, 

b) zur weiteren Senkung de r Klasscnfrequenz 9 

c) zur sinnvollen Durchführung von Krankenvertretungen, 

6. den Ausbau des zweiten Bildungsweges, 

7. den planvollen Einsatz der für den Schulbau zur V2r f ü gung 

stehenden Mittel unt er besonderer BorUcks ichtigung neuer 

Wohnbauschwe rpunkte, 

8 . Ausbau der Berufs- und Hand elsschulen mit Wirtschafts-

gymnas ium 9 

9. hauswirtschaft lichen Unt e rricht a n den allgeme inbilden-

den und berufsbildenden S~hulen, 

10. v e rmehrt e Einrichtung von Schulkindo rgtlrt en~ 

11. weit e rer Bau von Turnhallen und Dorc,,o.lsportpl ä tz en 9 

12. Öffnung we it e r e r geeigneter Schulplätze a ls Kind e rs p i 8 l ­

p l ätze. 



XV I 

HOCHSCHULE 

In 4o Jahren hat sich die Universität zu einem ge istigen 

Mitte l punkt uns erer Stadt entwickelt. Die CDU tritt für 

einen organischen Ausbau der Universität ein. ])er hohe 

wi ssenschaftliche Rang, den die Hamburger Universität 

erworben bat, muss auch in der Zukunft stets gewahrt blei­

ben. 
Die Lehrstühle, Dozenten- und Assistentenstellen müssen 

voll be setzt und vermehrt werden. 

Die CDU fordert~ 

1 . Eine zügige Fortsetzung des von ihr e inge l e it eten 

Ausbaus des Un i vers itätsvi erte ls und der Eppendorfer 

Universitätsklinik, 

2. ausre ichend e Dozenten- und Assistentenstellen, 

3. Erleichterung der Berufung hervorragender Hoch­

schullehrer, 

4. weiteren Ausbau des Honn efer Mode lls zur Förderung be­

gabter Studenten, 

5. Erhöhung der staatlichen Zuschüsse zum Mensaessen und 

mehr verbilligte I-Iochba.l:mfahrkarten, 

6. Unterstützu~Jg aus l ändisch er Studenten, vor allem aus 

den Entwicklungsländern, 

7. einen vermehrten Bau von Student enwohnheimen sowohl 

durch private wie durch staatliche Bauträger, 

8. Einrichtung e in es Forschuncsinstitutes für die Ent­

wicklungsländer durch den Bund mit dem Sitz in Hamburg. 



XVII 

SPORT 

Die Vermehrung der Freizeit und die zunehmende Techn isierung 

und Automatisierung unseres Lebens geben dem Sport eine wachsende 

Bedeutung für die sinnvolle Nutzung der Freizeit und die Erhaltung 

der Volksgesundheit. 

Dieser Entwicklung haben Senat und Bürgerschaft durch weitere 

Förderung des Sports und seiner Verbände Rechnung zu trac:en. 

Sport- und Spielplätze der 11 offenen Tür" rnüssen jedem Bürger die 

Mö glichkeit e i gener sportlicher Betätigung geben. 

Behörden und Sportverbände haben bei der Planung und dem Bau von 

Sportstätten eng zusammenzuarbeiten. Diese Sportstätten sind in 

enger räumlicher Verbindung mit Schulen und Kulturzentren 9 mit 

Jug endheimen und Heimen der Offenen Tür zu urricbten. 

Vorhandene Sportanlagen dürfen für andere Bebauungszwecke nur 

dann in Anspruch genommen werden, wenn in unmittelbarer Nähe ge­

l egenes gl eichwertiges Ersatzgel ände zur Verfügung gestellt und 

hergerichtet wird. 

Für den Bau von Sportplätzen 9 Hallen und Freibädern müssen Mehr­

jahrespläne aufgestellt vverden. Dem Bau von kombinierten Hallen­

und Freibädern ( Kombibäder ) 9 die eine nahezu gleichmäss i ge Be­

nutzung i m Sommer und Winter gewährle isten 9 ist der Vorzug zu ge-

ben. 

Im einzelnen fordert die CDU~ 

1. Den baldigen Bau eines sportger e chten 5o-Meterhallenbode s 

mit einem lo-Metersprungturm und weitere Schwimmbäder 9 be­

sonders auch in den Aussenbezirken. 

2. Den Bau einer Mehrzweckhalle 9 die für grosse Sportveran-

staltungen zur Verfügung steht. 

3. Den .Bau einer zweiten sportgerecbten Eisbahn . 

4. Bezirkssporthallen für j eden Bezirk . 

5. Ausreichendes Sportgelände in den verschiedenen Stadtteilen 

entsprechend der im neuen Aufbauplan vorge sehenen :8evölkerungs -­
zahl. 



XVIII 

STAAT UND FREIE WOHLFAHRTSVED.BÄNDE 

In der Stadt vou Johann Hinrieb Wieh ern und Amalie Sieveing 

bekennt sich die CDU zu der Arbeit der Freien Wohlfahrtsver­

bände 9 die durch die freiwilligen Opf er der Bürge r getragen 

wird. Sie erspart dem Staat j ährlich viele Millionen Ma rk, die 

er für andere Aufgaben verwenden kann. 

In unserem demokratischen Staat haben die Frei en Wohlfahrts­

verbände allein di e Möglichkeitf in der So z ial- 9 Jugend-

und Gesundheitshilfe den ihnen anv e rtrauten Menschen auch 

e ine religiöse 9 sittliche und s eeliscre Stütze zu geb en. Das 

ist der unersetzliche Vorteil der freien vor der behördlich en 

Wohlfahrts1)flege. 

Die CDU f o:rd iO;rt ~ 

1. Die So zial- 9 Jugend- und Gesundheitshilfe soll vom 

Staa t nur insoweit s elbst wahrgenommen werden, als sie 

nicht von den Freien Wohlfahrtsv erb änden @:e leist e t vve r-­

den kann. 

2. Unt orstützung d<~ r Freien Wol1lfa.brtsvGrbände beim Bau 

neuer Einrichtun~en sowohl finanziell wie durch den Na ch-
1. „ 1 

weis von Grundstlicken. 

3. Ausschü ttungen des Zahlenlottos und Fus s balltotos auf 
dem sozialeI:; Sektor müss en ausscbli e:_:slich den Fre ien 

Wohlfahrtsverbtinden zufliess en. 

4. Kostende ckende Pfle ges ä tze für die Le istung en der Frei en 

Woblfahrtsverbände. 

5. Vertrauensvol l e Zusammenarbeit des Staat e s mit den Fre ien 

Wo hlfahrtsverb änden und Unterstützung der priva t en mild­

tätigen Stiftungen. 



XIX 

JUGEND 

J e der jung e Mensch hat Anspruch auf Erziehung und Bildung. 

Seine Erziehung und Bildung sind in erster Linie Recht und 

Pflicht da r Eltern. Eine gesunde Jugend politik muss darum 

vor al lem die erzieherisch en Kräft e der Eltern und Familien 

erhalt en und stärken. Aufgabe der freien und b ehördlichen Jugend­

hilfe ist es, erst dann h e lfend e inzugr e ifen, wenn Elt ern und 

Familien ihren Pflichten nicht g enügen. 

Di e CDU be jaht ·den e i genständigen Erziebung s- und Bildungs­

wert der freien Jugendgemeinschaften für j eden jungen Men schen. 

Um die Erfahrungen der freien Jugcmdgemeinschaften und Wohlfahrts­

verbände für di e behördlich e Jugendhilf e nutzba r zu machen, ist 

auch in Hamburg e in Jurendwohlfahrtsauss chuss zu schaffen , der 

den Be stimmungen des Reichsjugendwohlfa.hrtsgesetzes gerecht ·wird. 

Das Mohrjahros programm für Baut en der Jugendhilfe muss zu einem 

gemeinsamen Programm der Jug endbehörde und der frej_en Verbände 

umgestaltet und bes chleunißt verwitklicht werden. 

Eine l ängere Freizeit und der damit v erbundene erh öh te Anreiz 

des Vergnügungslebens erfordern auch eine bess ere Jugendpflege 

und e ine stä rkere Beachtung des Jugen dschutzes. 

Die CDU lehnt j ede Form der Staatsjugen d ab. Von den freien 

Jugen dgemeinschaften ervmrtr)t die CDU · e in entschiedenes Eintreten 

für den demokra tis chen und sozialen Rechtsstaa t. 

Im einzelnen for dert die CDU: 

lo Erweiterung und Ne ugliederung des Landesjugendplan es, der 

durch den von ihr geführt en Senat ge schaffen wurde ; 

vor allem eine st tlrk er e Förderung de r freien Jugendgemein­

scha ften. 

2. Ba u von überschaubaren Heimen der offenen Tür. 

G-ro s sheime der offenen Tür l ohnt di e CDU ab. 
3. Be schleunig t er Bau von weit eren pä dagogisch beauf­

s ichtigten Kind erspie lplätzen. 



4. Stärkeres Überwacben der Einhaltung des Jugendscbutz­

gesetzes. 
5. Ausbo.u der Jugendamtsheime nach modornen pädagogischen 

Erkenntnissen und Errichtung eines heilpädagogiscben 

Heimes. Die Heimerzieber sind von berufsfremden Auf-

gaben zu entlasten. Ibrc Ausbildung, ihre dienstrechtliche 

Stellung und ihre Arbeitsbedingungen müssen weiterhin ver­

besse:rt werden. 

6. Bildung eines bürgerschaftlichen Jugendausschusses. 



XX 

Im Mittelpunkt der Sozialarbeit steht der Mensch in seiner 

Würde , in seiner Freiheit und in seiner Eigenverantwortlich­

keit, in seiner Bindung an Familie und Gemeinschaft. 

:Oie Sozialmassnahmen müssen nach den Grundsätzen der Sub­

sidiarität und der Solidarität getroffen, die Eigenleistung 

des Menschen muss a lso zunä chst in Anspruch genommen, erhalten 

od er angeregt werden . Soweit sie nicht ausreicht, bes teht für 

den Staat die Verpflichtung zu helfen, die Kraft des Einzelnen 

zu stützen oder zu ergänzen. 

Die C:OU for dert daher~ 

1 . Den Bau von weit er en, auch kleineren Altersheimen , 
Pflegeheimen und von Rentnerwohnungen zu sozial tragbar en 

Mieten, vor allem für die von den Krie gs folgen be troffenen 

Bevölkerungskreise. Die freien Verbände sind als Träger 

solcher He ime und Wohnungen der staatlichen Leitung vor­

zuziehen. 
2 . Zur Unt erstützung der freien Initiative beim Bau von 

Alt ersheimen ford ern wir für die Freien Wohlfahrtsver­

blinde einen vermehrten Na chweis von geeigneten Grund­

stücken. 
3. Abbau der Lager. Bes chleunigte Herstellung besserer 

Wohnbedingungen. 

4 . Entlastung der Krankenhäuser durch Zuschüsse für die 
Hauspflege . 



XXI 

ARBEIT 

Di e soziale Marktwirtschaft bedingt eine auf e inande r abge­

stimmte Wi rtschafts -- und So zialpolitik. In ihr for de rt 

di e CDU die Erhaltung der eig enen Verantwortung de r Soz i al­

partn0r. 

Für Haml:Jurg müss en di e nötigen Vorauss e tzun gen ge schaffen 

we r den, Angel egenh eiten de r Sozial v ersicherung schnelle r 

zu bearb eiten und di e Laufz eit der Kla gen vor den Sozial ge­

richt en zu v erkürz en. 

In Wirtschaft und Verwaltung sollen Ha lbtngsarbeit ss t ellen 

geschaffen werden. Dem Unfallschutz und dem sozial en Rechts­

schutz de r ju~endlichen Arb eit er i st e i n e erhöhte Aufmerks am­

keit zuzuwenden. 

Die medizinisch b ef~rwort e te Verl ängerung des Urlaubs ist 

bei der Forderung na ch ein er v erkürzt en Arb eitszeit zu lJ urück-:: 

sichtigen. Der Bau von Feriendörfern zur Unt erbringung von Ar­

bci ü~rn mit ihr en Familien während de s Urlaubs muss gefördert 

werden. 

Di e Prinzipien 11 Eigentum und Wob l stand für al l e", die die 

CDU~Bundesregic~rung rn i t Erfolg praktizi ert bat, müss en auch 

in Hamburg Mas sta b für ·di e Chancen de s arb eit enden Mc:mscb en 

werden, di e der St aat ihne n zu ge l:len bat. 



GESUNDHEITSWESEN 

De r Mensch steht i m Mitt e l punkt der Ge s undheit spolitik . 

Von d e r Vorantworung f ü r seine Gesundheit kann und darf 

ihn ni emand entbinden. Di e fr e ie Arztwa hl 9 freie Wabl des 

Kran kenhaus e s und , fr e ie Wah l der V0~rs ich erungsträge r müssen 

gowährl eist 2t sein. 

Im Int e resse des .Bürgers müssen di e traditionellen He cht e 

des Arzt e s gewahrt b l e iben. Di e Hei l behandlung und Be­

r atung ist in erst e r Linie Aufgabe der frei praktizi e r enden 

Ärzte und dor An gehörig en der übrigen Heilberufe 9 sie ist 

nicht Sac h e ein e r Behörde. Nur Auf~aben 9 die üb e r die in­

d ividuelle Ge sundhe itsvorsorc e und Ge sundhe itsfürsorg e 

hinausgehen und die Allgeme inheit entscheid end b e r ühren, 

sind v om Staat zu üb e rnehmen. 

Die CDU fordert d e shalb~ 

1. Erhöhung der Bettenzahl durch Neubau von Krankenh äus e rn, 

2. Aus bau und Modernisi e rung der Krankenhäus e r, der staat­

lichen sowohl wie der nicbtstaatlich en Anstalten, 

3. Verkleinerung dGr Krankenhausabt e ilungen zur besseren 

Ve rsorgung der Patienten, 

~. Borufung von Spezialärzten· für Sonderdienste (z.B. Blut­

bank9 Anästh esie), um der wissenschaftlichen Entwicklung 

Rechnung zu tragen, 

5. Förderung de s Belegarztsy stems, damit die Patien t en n ac h 

Möglicbk~it auch im Krankenhaus von ihrem Arzt we it e rbe­

handelt werden können, 

6. Verb e ss e rung d e r Arb e itsbodingungen für Krankenschwe st ern 9 

wie Kü rzung der Arb eitszeit 9 En tlas tung von b e r ufsfr emden 

Aufgaben und Unterbringung in EinzeL~ imrnern. Ents pr e chend 

sind a uch die Arbe it sbed i ngungen für das ge s amt e Pf l egeper-­

sonal zu ver b e ssern, 

7. Ausba u und Förderung de s frei en Krankenhilfswerks für 

Familien. 



XXIII 

STEUERN 

Die Fina nz- und St eu erpolitik der CDU geht von de r Voraus­

s e t zung aus 9 da ss di e steuerliche Belastung des Bürge rs so 

nü:drig wi e möglich gehalt en werd en rnuss und da ss der Bürger 

s e in e s t cm erl ichen V 0rpfl icb tung en üb e rsehen kann. Der Ge s e tz -­

geber muss de shalb ständig um eine Ve re infa chun g de s Steuerr ech ts 

und der Steuert e cbn ik bemüht sein. Di es wür de Bür ger 9 Wirtscbaft 

und Verwa ltung von v e rmeidbarer Arbeit entla sten. 

Die CDU tritt für weit ere Erle icht erung de r Gewerbest eue rlast 

im Int er 2sse kleiner und mittlerer Betri ebe ein, um u. a . den 

erh öhten Kapitalaufwand auszugleichen und den Leb ensst anda rd 

der Inha be r 9 der t eilwe ise gegenüber der allgemein en Entwicklung 

zurückg ebJi0ben ist, zu v e rb essern. 

Die CDU hält auch b ei der Vermögenssteuer erhöhte Freibeträge 

für nötig 9 um die Kapital bildung zu fördern und die Kris enfestig­

k eit zu stärken . 

Deshalb ford ert die CDU~ 

1. Die freien Beruf e sind von der Umsatzsteuer 

zu b e freien~ 

2. Bei Änderung en der Umsatzsteuer c;e setzgobung muss 

auf di e Wettb ewerbsfähigkeit de r Aussenwirtschaft 

Rücksicht genommen worden . 

3. Di e steuerliche Benachteiligung von Einzelkauf­

l eut en und Per sonalgesellschaften b e i Einkünft en 

aus Auslandsni edorlassungen muss zur Förd erung 

de s Hant"tmrg er Aus senhandels beseitigt wercl en. 

4. Di e Eigentumsbildung und -erhal tung muss dem 

natürlichen Person en stärker als bisher ermöglicht 

we rden. ])ie Vermögenssteuer muss vvieder auf ibre 

St ellung als Ergänzungssteue r zurti ckßoführt wer­

den. Erhöhte Freibe träge sind besonders für die 

St eu erpflichtigen vorzusehen, die zu ihrer Zu-



, .. 
kunftssicherung und Alt ersvers or gung auf ihr 
Vermögen und dessen Erträge angewi e s en sind. 

5. Di e Verzerrung en in der Grundsteuerbelas tung, 

die duTch d3s Gross-HanüJurg-Ge sotz einge treten 

sind 9 müss en schrittweis e bese itig t werden. 

6. Di e Heb esätze der Gcwer~ cs teuer müssen weiter 

gesenkt werden, da de r Kapitalbedarf gerade 

der klein en und mittler en Betriebe e rh ebl ich 

ges tiegen i st. Die Grenzen fti r ermäss i gte Steu er­

messzahl en für den Gewerbeertrag bei natürlichen 

Personen und ihn en gl e ichgestellt en Gesellschaf ten 

~issen wei t er erhöht od er es muss ei n be sonder er 

Freibetrag als Ausgleich für die NichtabzUgs­

f äh i gke i t des Unt ernehmerlohns be i di esen St eu e r­

pfl icht i gen vorge seh en werden. Schliesslich müss en 

die Freigr enze fiJr das Gcvrnr.bekapi tal erhöht 

und die Best irmnunc;e n übe r die Zurechnungen zu­

gunsten der steu erpflichtigen r evidiert werden. 

7 o Di e Hebosätze d c~r Lohnsummensteuer müs sen der 

allgeme i nen Be l astung durch die Gewe rbesteuer 

angepas st wer den . 

8. Be i der Ve r gnügungssteuer sind Erleicht er ungen 

ftir di e Filmtheat er vorzusehen, besonders sind die 

bisherigen Ermäss i gungen für a ls wertvoll aner­

kannte Filme zu erhöhen. 


